
 

 

 

VGH Kassel, Beschluss vom 26.05.2011 - Az.: 2 B 550/11 

vorgehend: 

VG Gießen - 02.03.2011 - AZ: 6 L 267/11 .GI 

 

In dem Verwaltungsstreitverfahren  

...  

hat der Hessische Verwaltungsgerichtshof - 2. Senat - am 26. Mai 2011  

beschlossen: 

 

Tenor:  
 

Die Beschwerde des Antragstellers gegen den Beschluss des Verwaltungsgerichts Gießen vom 2. März 

2011 wird zurückgewiesen. 

Der Antragsteller hat die Kosten des Beschwerdeverfahrens zu tragen. 

Der Streitwert wird auch für das Beschwerdeverfahren auf 7500,00 EUR festgesetzt. 

 

Gründe  
1 I. 

Der Antragsteller wendet sich gegen die Entziehung der Fahrerlaubnis im Wege der Schlussfolgerung 

nach § 11 Abs. 8 der Fahrerlaubnisverordnung - FeV -. Aufgrund von Hinweisen anderer 
Verkehrsteilnehmer und aufgrund von Wahrnehmungen deswegen ermittelnder Polizeibeamter 
ordnete der Antragsgegner gegenüber dem Antragsteller ohne den Hinweis gemäß § 11 Abs. 6 
Satz 2, 2. Halbsatz FeV auf eine mögliche Einsicht in die zu übersendenden Unterlagen die 
Beibringung eines ärztlichen Gutachtens wegen aufgetretener Bedenken im Hinblick auf 
altersbedingte Eignungsmängel des Fahrerlaubnisinhabers an. Der Antragsteller erklärte zunächst 

sein Einverständnis mit der ärztlichen Untersuchung, brach diese dann jedoch ab. Das geforderte 

Gutachten wurde nicht vorgelegt. Mit der angefochtenen Verfügung entzog der Antragsgegner dem 

Antragsteller die Fahrerlaubnis unter Anordnung des Sofortvollzugs. Hiergegen legte der Antragsteller 

Widerspruch ein und begehrte vorläufigen Rechtsschutz. Das Verwaltungsgericht lehnte den Eilantrag 

ab. 

 

 



2 II.   

Die gemäß §§ 146 , 147 der Verwaltungsgerichtsordnung - VwGO - fristgerecht eingelegte und 

begründete Beschwerde ist zulässig, hat in der Sache aber keinen Erfolg. Das Verwaltungsgericht hat 

es im Ergebnis zu Recht abgelehnt, die aufschiebende Wirkung des Widerspruchs gegen die 

angefochtene Verfügung, mit der dem Antragsteller die Fahrerlaubnis entzogen worden ist, 

wiederherzustellen. Aus den mit der Beschwerde dargelegten Gründen, die das Beschwerdegericht 

gemäß § 146 Abs. 4 Satz 6 VwGO allein zu prüfen hat, ergeben sich keine Gesichtspunkte, die zum 

Erfolg der Beschwerde führen. 

 

3 Die angefochtene Verfügung, die ihre Rechtsgrundlage in § 3 Abs. 1 des Straßenverkehrsgesetzes - 

StVG - i.V.m. §§ 46 Abs. 3 , 11 Abs. 8 FeV findet, ist entgegen der Auffassung des Antragstellers nicht 

rechtswidrig, weil die Anordnung zur Beibringung des Gutachtens nicht unter Berücksichtigung der 

Besonderheiten des Einzelfalls festlege, welche Fragen im Hinblick auf die Eignung des Antragstellers 

zu klären seien ( § 11 Abs. 6 Satz 1 FeV ). Die Gutachtensanordnung vom 23. Juni 2010 enthielt eine 

Wiedergabe der von den anderen Verkehrsteilnehmern gegebenen Hinweisen und der 

Wahrnehmungen der Polizeibeamten. Unter Bezugnahme hierauf wird in der Gutachtensanordnung 

ausgeführt, es solle  

"die Frage geklärt werden, ob ... (beim Antragsteller) ... altersbedingte Mängel vorliegen, die das sichere 

Führen von Kraftfahrzeugen beeinträchtigen".  

Damit ist unter Darstellung der im Einzelfall maßgeblichen Umstände die Frage hinreichend konkret 

benannt worden, die durch das angeordnete ärztliche Gutachten geklärt werden soll.  

 

4 Fehl geht der weitere Einwand, dass die für die Untersuchung in Betracht kommende Stelle oder die 

Stellen nicht mitgeteilt worden seien. Vielmehr enthält die Gutachtensanordnung die Mitteilung, dass 

"die erforderlichen Unterlagen dem Gesundheitsamt Gießen" zugeleitet würden.  

 

5 Die Entziehung der Fahrerlaubnis ist auch nicht deshalb aufzuheben, weil sie nicht den 
Hinweis gemäß § 11 Abs. 6 Satz 2, 2. Halbsatz FeV auf eine mögliche Einsicht in die zu 
übersendenden Unterlagen enthielt. Dazu wird die Auffassung vertreten, dass als Folge eines 
solchen Rechtsfehlers die Fahrerlaubnisentziehung im Wege der Schlussfolgerung nach § 11 
Abs. 8 FeV ausgeschlossen sei  

 
(VG Osnabrück, Beschluss vom 7. März 2011 - 6 B 19/11 -, [...]).  

 

Begründet wird dies damit, dass die fehlende Mitteilung die Gutachtensanordnung als formal 

rechtswidrig erscheinen lasse und im Hinblick auf die nicht isoliert mit Rechtsmittel angreifbare 



Gutachtensanordnung die strikte Einhaltung der vom Verordnungsgeber für die Rechtmäßigkeit einer 

solchen Anordnung aufgestellten formalen Voraussetzungen unverzichtbar sei (VG Osnabrück, a.a.O., 

[...] Rn. 13).  

 

6 Diese Auffassung teilt der Senat nicht, da es sich bei der Mitteilungspflicht nach § 11 Abs. 6 Satz 2, 2. 

Halbsatz FeV um eine bloße Ordnungsvorschrift handelt, deren Verletzung nicht zur Aufhebung einer 

im Übrigen rechtmäßigen Entziehung der Fahrerlaubnis führt. Nach § 46 HVwVfG kann die Aufhebung 

eines Verwaltungsaktes nicht allein deshalb beansprucht werden, weil er unter Verletzung von 

Verfahrensvorschriften zustande gekommen ist, wenn dies die Entscheidung in der Sache offensichtlich 

nicht beeinflusst hat  

 
(zur Anwendung dieser Vorschrift im Rahmen eines nach §§ 46 Abs. 3 , 11 Abs. 8 FeV ergangenen 

Verwaltungsakts: VG Braunschweig, Beschluss vom 25. September 2002 - 6 B 539/02 -, [...]).  

 

Das Fehlen des Hinweises auf das allgemein im Verwaltungsverfahren bestehende Recht auf 

Akteneinsicht, hier im Hinblick auf die der Gutachterstelle zu übersendenden Unterlagen, beeinflusst 

den Inhalt der Entscheidung offensichtlich nicht. § 46 HVwVfG, der auch - wie hier einschlägig - für 

verfahrensrechtliche Bestimmungen der Fachgesetze gilt  

 
(Kopp/ Ramsauer, VwVfG, 11. Auflage 2010, § 46 Rn. 15),  

 

ist auch auf § 11 Abs. 6 Satz 2, 2. Halbsatz FeV anwendbar, da dessen Verletzung nicht zu einem 

absoluten Verfahrensfehler führt; denn diese Vorschrift soll keine unabhängig vom Ausgang des 

Verfahrens selbständig durchsetzbare Rechtsposition begründen  

 
(vgl. dazu grds. Kopp/ Ramsauer, a.a.O., § 46 Rn. 15, 18).  

 

Er gilt insbesondere auch bei Verletzung einer Hinweispflicht wie z.B. der des § 25 HVwVfG  

 
(Kopp/ Ramsauer, a.a.O., § 46 Rn. 17).  

 

Da die Fahrerlaubnisbehörde gemäß § 46 Abs. 1 Satz 1 FeV bei Zugrundlegung der kraftfahrlichen 

Nichteignung - auch aufgrund von § 11 Abs. 8 Satz1 FeV - zur Entziehung der Fahrerlaubnis 

verpflichtet ist, ist bei Vorliegen der übrigen Voraussetzungen in der Sache eine andere als die 

getroffene Entscheidung rechtlich nicht zulässig. Das Fehlen der Mitteilung nach § 11 Abs. 6 Satz 2, 2. 

Halbsatz FeV beeinflusst deshalb den Inhalt des Verwaltungsakts offensichtlich nicht.  



7 Dieser Feststellung steht nicht entgegen, dass auch nach Auffassung des Senats strenge 

Anforderungen an die Beachtung der in § 11 Abs. 6 und Abs. 8 Satz 2 FeV vom Verordnungsgeber 

vorgesehenen Unterrichtungsverpflichtungen für die Rechtmäßigkeit einer nach § 11 Abs. 8 FeV 

ergangenen Entziehung der Fahrerlaubnis zu stellen sind  

 
(vgl. etwa aus der Rechtsprechung: Bay. VGH, Beschluss vom 15. Mai 2008 - 11 CS 08.616 -, [...] Rn. 48 

und 50; Beschluss vom 28. September 2006 - 11 CS 06.732 -, [...] Rn. 20, 22, aus der Rechtsprechung 

des Senats: Beschluss vom 21. April 2010 - 2 B 371/10 - n. v.; Beschluss vom 3. Dezember 2008 - 2 B 

1652/08 -; Beschluss vom 25. April 2007 - 2 TG 459/07 - n. v.).  

 

Mit der Gutachtensanordnung werden dem Betroffenen - insbesondere wenn es sich um eine 

medizinisch-psychologische Untersuchung handelt - erhebliche Eingriffe in sein Persönlichkeitsrecht 

zugemutet. Die Verpflichtung der Behörde, die Gründe für die Untersuchungsanordnung und die 

vorgesehene Fragestellung konkret mitzuteilen ( § 11 Abs. 6 Satz 1 und Satz 2, 1. Halbsatz FeV ), ist 

notwendig, damit der Betroffene eine eigene Entscheidung dazu treffen kann, ob er sich unter diesen 

Voraussetzungen der Begutachtung unterziehen will. Die weiter in § 11 Abs. 6 Satz 2 FeV 

vorgeschriebene Fristsetzung für die Vorlage eines Gutachtens ist ebenso wie die in § 11 Abs. 8 

Satz 2 FeV vorgeschriebene Hinweispflicht auf die Berechtigung der Behörde, bei Nichtvorlage des 

Gutachtens im Wege der Schlussfolgerung auf die Nichteignung zu schließen, von wesentlicher 

Bedeutung für den Rechtsschutz des Betroffenen. Eine Anwendung des § 46 HVwVfG bei Verstößen 

gegen diese Vorgaben verbietet sich in aller Regel schon deshalb, weil in diesen Fällen nicht festgestellt 

werden kann, dass die Verletzung der Verfahrensvorschrift die Entscheidung in der Sache offensichtlich 

nicht beeinflusst hat. Ohne Fristsetzung und ohne Hinweis auf die Rechtsfolge der Nichtvorlage eines 

Gutachtens wird dem Betroffenen nicht deutlich vor Augen geführt, dass die Nichtvorlage des 

Gutachtens die Entziehung der Fahrerlaubnis zur Folge haben kann und es ist nicht auszuschließen, 

dass er bei Erteilung der gebotenen Hinweise sich zur Untersuchung entschlossen hätte mit der Folge, 

dass die behördliche Entscheidung in der Sache möglicherweise so nicht hätte ergehen können.  

 

8 Eine vergleichbare materielle Bedeutung kommt der Hinweispflicht aus § 11 Abs. 6 Satz 2, 2. 

Halbsatz FeV nicht zu. Nach dem Willen des Verordnungsgebers soll die im Jahr 2002 neu eingeführte 

Hinweispflicht auf die Einsichtnahmemöglichkeit in die zu übersendenden Unterlagen "auch für weniger 

rechtskundige Bürger deutlich" machen, " dass die Fahrerlaubnisbehörde zwar bestimmt, welche 

Unterlagen für die Begutachtung zur Ausräumung von Zweifeln übersandt werden müssen, der 

Antragsteller als Auftraggeber des Gutachtens aber zumindest die Gelegenheit erhalten muss, sich 

darüber zu informieren"  

 



(BR-Drs. 497/02, abgedruckt bei: Dauer, in: Hentschel/König/Dauer, Straßenverkehrsrecht, 41. Aufl., 

§ 11 FeV Rn. 5a).  

 

Es geht hier also - wie auch dem Wortlaut der Regelung zu entnehmen ist - lediglich um einen 
Hinweis zur Verdeutlichung und nicht etwa um eine Mitteilung, die wesentlich für den weiteren 
Verfahrensgang ist wie die Mitteilung der in Betracht kommenden Untersuchungsstellen oder 
die Fristsetzung zur Vorlage des Gutachtens. Das Akteneinsichtsrecht in die Behördenakte und 
die dem Gutachter zu übersendenden Unterlagen kann in jedem Fall - auch bei fehlendem 
Hinweis - geltend gemacht und durchgesetzt werden (§ 29 HVwVfG). Durch den jetzt 
vorgeschriebenen Hinweis soll lediglich verdeutlicht werden, dass auch die Auswahl der der 
Begutachtungsstelle zu übersendenden Unterlagen dem Gebot der Transparenz des 
Verwaltungshandelns unterliegt. Der Hinweis gemäß § 11 Abs. 6 Satz 2, 2. Halbsatz FeV gehört 
auch nicht zu den Mindestanforderungen an die Aufforderung zur Gutachtenbeibringung in 
formeller Hinsicht, deren Nichteinhaltung nach der Rechtsprechung des 
Bundesverwaltungsgerichts zur Rechtswidrigkeit der Entziehung der Fahrerlaubnis führt  

 
(vgl. BVerwG, U. v. 05.07.2001 - 3 C 13/01 -, NJW 2002, 78).  

 

9 Vorliegend ist offensichtlich, dass die Verletzung der Hinweispflicht die behördliche Entscheidung in 

der Sache nicht beeinflusst hat (§ 46 HVwVfG). Der Antragsteller hatte im Hinblick auf die ihm 

dargestellten Folgen der Verweigerung sein Einverständnis mit der geforderten ärztlichen 

Untersuchung erklärt, diese dann jedoch abgebrochen und das ärztliche Gutachten ist nicht vorgelegt 

worden. Es bestehen keinerlei Anhaltspunkte dafür, dass die Dinge sich anders entwickelt hätten, wenn 

der fehlende Hinweis dem Antragsteller erteilt worden wäre.  

 

10 Die angefochtene Verfügung ist auch inhaltlich rechtmäßig, da der Antragsgegner nach § 11 Abs. 8 

Satz 1 FeV auf die Nichteignung des Antragstellers zum Führen von Kraftfahrzeugen schließen durfte, 

weil der Antragsteller das von ihm geforderte ärztliche Gutachten nicht beigebracht hat. Die 

Gutachtensanforderung war anlassbezogen und verhältnismäßig  
 

(vgl. zu diesen Voraussetzungen für die Zulässigkeit des Schlusses nach § 11 Abs. 8 FeV : Dauer, in: 

Hentschel/König/Dauer, Straßenverkehrsrecht, 41. Aufl., § 11 FeV Rn. 24 m.w.N.).  

 

11 Die der Fahrerlaubnisbehörde vorliegenden Tatsachen rechtfertigten gemäß §§ 46 Abs. 3 , 11 

Abs. 8 Satz 1 FeV die Annahme, dass Zweifel an der fortbestehenden körperlichen Eignung des 

Antragstellers zum Führen von Kraftfahrzeugen bestehen.  



Entgegen der Auffassung der Beschwerde handelte es sich nicht nur um Mutmaßungen, subjektive 

Werturteile oder Behauptungen, die sich als unzutreffend erwiesen haben.  

 

12 Die Bekundungen der Zeugen über die Fahrweise des Antragstellers waren detailliert, gaben keine 

Hinweise auf Übertreibungstendenzen und haben sich in keinem Punkt später als falsch herausgestellt. 

Die Ermittlungen der Polizeibeamten auf dem Anwesen des Antragstellers dienten dem Zweck, die 

Angaben der Zeugen - soweit möglich - nachzuprüfen, den Antragsteller mit der Darstellung der Zeugen 

zu konfrontieren und eigene Wahrnehmungen zu dokumentieren, um einerseits die tatsächliche 

Grundlage für den Abschluss des eingeleiteten strafrechtlichen Ermittlungsverfahrens zu schaffen und 

andererseits gegebenenfalls der Fahrerlaubnisbehörde Tatsachen übermitteln zu können, die für eine 

Überprüfung der Eignung des Antragstellers zum Führen von Kraftfahrzeugen von Bedeutung sein 

konnten. Zusammengenommen ergaben sich aus den Bekundungen der Zeugen und den 

Wahrnehmungen der Polizeibeamten die Tatsachen, dass der Antragsteller außerhalb von Ortschaften 

ohne Witterungseinflüsse immer wieder auf die Gegenfahrbahn geriet, dadurch andere Fahrzeuge 

mehrmals stark abbremsen mussten, um einen Unfall zu vermeiden, es zu einem 

"Beinahe-Zusammenstoß" gekommen ist und dass der Antragsteller dicke Brillengläser trug.  

 

13 Diese Tatsachen hat der Antragsgegner in der Gutachtensanordnung vom 23. Juni 2010 benannt 

und sie tragen die geforderte Vorlage eines ärztlichen Gutachtens. Die gesetzliche Aufgabenzuweisung 

an die Fahrerlaubnisbehörden, ungeeigneten Fahrerlaubnisinhabern die Fahrerlaubnis zu entziehen  

( §§ 3 Abs. 1 StVG , 46 Abs. 1 FeV ) ist zu dem Zweck erfolgt, die Teilnehmer am Straßenverkehr vor 

Gefährdungen ihrer Gesundheit zu schützen, und deshalb müssen die Fahrerlaubnisbehörden 

Tatsachen wie die hier vorliegenden zum Anlass nehmen, eine Abklärung der aufgetretenen 

Eignungszweifel zu verlangen. Dies soll durch Einschaltung ärztlicher Kompetenz geschehen und 

deshalb trifft es - wie in der Beschwerde angesprochen - zwar zu, dass das Verwaltungsgericht nicht 

anstelle eines Arztes fachliche Aussagen zum Sehvermögen des Antragstellers machen kann. Die 

Rechtmäßigkeit der behördlichen Anordnung bleibt indes von diesen Erwägungen des 

Verwaltungsgerichts unberührt. Die Bewertung des Sehvermögens des Antragstellers im Hinblick auf 

das Führen von Kraftfahrzeugen hat im ärztlichen Gutachten zu erfolgen. Die Fahrerlaubnisbehörde hat 

mit der Gutachtensanordnung zu erkennen gegeben, dass für sie die Ungeeignetheit des Antragstellers 

nicht bereits feststeht (siehe § 11 Abs. 7 FeV ).  

 

  



14 Da sich somit die Untersuchungsanordnung als rechtmäßig erweist, kann offen bleiben, ob der 

Auffassung des Verwaltungsgerichts gefolgt werden kann, wonach die Schlussfolgerungen nach § 11 

Abs. 8 Satz 1 FeV hier unabhängig von der Rechtmäßigkeit der Untersuchungsanordnung bereits 

deshalb gerechtfertigt war, weil die vom Antragsteller begonnene Untersuchung von ihm selbst 

abgebrochen worden ist und damit bereits eine "neue Tatsache" vorgelegen habe, die selbstständige 

Bedeutung für die Fahrerlaubnisentziehung haben könne. Auf das Beschwerdevorbringen dazu kommt 

es deshalb nicht mehr an.  

 

15 Der Antragsteller hat die Kosten des Beschwerdeverfahrens zu tragen, weil sein Rechtsmittel keinen 

Erfolg hat ( § 154 Abs. 2 VwGO ).  

 

16 Die Festsetzung des Streitwerts beruht auf §§ 52 Abs. 1 , Abs. 2 , 53 Abs. 3 Nr. 2 , 47 Abs. 1 , Abs. 2 

Satz 1 GKG i.V.m. Nr. II. 1.5 und 46.2, 46.3, 46.5 sowie 46.8 des Streitwertkatalogs für die 

Verwaltungsgerichtsbarkeit vom 7./8. Juli 2004 (NVwZ 2004, 1327).  

 

17 Dieser Beschluss ist unanfechtbar ( § 152 Abs. 1 VwGO , §§ 66 Abs. 3 Satz 3 und 68 Abs. 1 

Satz 5 GKG ).  

 



<<

  /ASCII85EncodePages false

  /AllowTransparency false

  /AutoPositionEPSFiles true

  /AutoRotatePages /None

  /Binding /Left

  /CalGrayProfile (Dot Gain 20%)

  /CalRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)

  /CalCMYKProfile (U.S. Web Coated \050SWOP\051 v2)

  /sRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)

  /CannotEmbedFontPolicy /Error

  /CompatibilityLevel 1.4

  /CompressObjects /Tags

  /CompressPages true

  /ConvertImagesToIndexed true

  /PassThroughJPEGImages true

  /CreateJobTicket false

  /DefaultRenderingIntent /Default

  /DetectBlends true

  /DetectCurves 0.0000

  /ColorConversionStrategy /CMYK

  /DoThumbnails false

  /EmbedAllFonts true

  /EmbedOpenType false

  /ParseICCProfilesInComments true

  /EmbedJobOptions true

  /DSCReportingLevel 0

  /EmitDSCWarnings false

  /EndPage -1

  /ImageMemory 1048576

  /LockDistillerParams false

  /MaxSubsetPct 100

  /Optimize true

  /OPM 1

  /ParseDSCComments true

  /ParseDSCCommentsForDocInfo true

  /PreserveCopyPage true

  /PreserveDICMYKValues true

  /PreserveEPSInfo true

  /PreserveFlatness true

  /PreserveHalftoneInfo false

  /PreserveOPIComments true

  /PreserveOverprintSettings true

  /StartPage 1

  /SubsetFonts true

  /TransferFunctionInfo /Apply

  /UCRandBGInfo /Preserve

  /UsePrologue false

  /ColorSettingsFile ()

  /AlwaysEmbed [ true

  ]

  /NeverEmbed [ true

  ]

  /AntiAliasColorImages false

  /CropColorImages true

  /ColorImageMinResolution 300

  /ColorImageMinResolutionPolicy /OK

  /DownsampleColorImages true

  /ColorImageDownsampleType /Bicubic

  /ColorImageResolution 300

  /ColorImageDepth -1

  /ColorImageMinDownsampleDepth 1

  /ColorImageDownsampleThreshold 1.50000

  /EncodeColorImages true

  /ColorImageFilter /DCTEncode

  /AutoFilterColorImages true

  /ColorImageAutoFilterStrategy /JPEG

  /ColorACSImageDict <<

    /QFactor 0.15

    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]

  >>

  /ColorImageDict <<

    /QFactor 0.15

    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]

  >>

  /JPEG2000ColorACSImageDict <<

    /TileWidth 256

    /TileHeight 256

    /Quality 30

  >>

  /JPEG2000ColorImageDict <<

    /TileWidth 256

    /TileHeight 256

    /Quality 30

  >>

  /AntiAliasGrayImages false

  /CropGrayImages true

  /GrayImageMinResolution 300

  /GrayImageMinResolutionPolicy /OK

  /DownsampleGrayImages true

  /GrayImageDownsampleType /Bicubic

  /GrayImageResolution 300

  /GrayImageDepth -1

  /GrayImageMinDownsampleDepth 2

  /GrayImageDownsampleThreshold 1.50000

  /EncodeGrayImages true

  /GrayImageFilter /DCTEncode

  /AutoFilterGrayImages true

  /GrayImageAutoFilterStrategy /JPEG

  /GrayACSImageDict <<

    /QFactor 0.15

    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]

  >>

  /GrayImageDict <<

    /QFactor 0.15

    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]

  >>

  /JPEG2000GrayACSImageDict <<

    /TileWidth 256

    /TileHeight 256

    /Quality 30

  >>

  /JPEG2000GrayImageDict <<

    /TileWidth 256

    /TileHeight 256

    /Quality 30

  >>

  /AntiAliasMonoImages false

  /CropMonoImages true

  /MonoImageMinResolution 1200

  /MonoImageMinResolutionPolicy /OK

  /DownsampleMonoImages true

  /MonoImageDownsampleType /Bicubic

  /MonoImageResolution 1200

  /MonoImageDepth -1

  /MonoImageDownsampleThreshold 1.50000

  /EncodeMonoImages true

  /MonoImageFilter /CCITTFaxEncode

  /MonoImageDict <<

    /K -1

  >>

  /AllowPSXObjects false

  /CheckCompliance [

    /None

  ]

  /PDFX1aCheck false

  /PDFX3Check false

  /PDFXCompliantPDFOnly false

  /PDFXNoTrimBoxError true

  /PDFXTrimBoxToMediaBoxOffset [

    0.00000

    0.00000

    0.00000

    0.00000

  ]

  /PDFXSetBleedBoxToMediaBox true

  /PDFXBleedBoxToTrimBoxOffset [

    0.00000

    0.00000

    0.00000

    0.00000

  ]

  /PDFXOutputIntentProfile ()

  /PDFXOutputConditionIdentifier ()

  /PDFXOutputCondition ()

  /PDFXRegistryName ()

  /PDFXTrapped /False



  /CreateJDFFile false

  /Description <<



    /BGR <>

    /CHS <FEFF4f7f75288fd94e9b8bbe5b9a521b5efa7684002000410064006f006200650020005000440046002065876863900275284e8e9ad88d2891cf76845370524d53705237300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c676562535f00521b5efa768400200050004400460020658768633002>

    /CHT <FEFF4f7f752890194e9b8a2d7f6e5efa7acb7684002000410064006f006200650020005000440046002065874ef69069752865bc9ad854c18cea76845370524d5370523786557406300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c4f86958b555f5df25efa7acb76840020005000440046002065874ef63002>

    /CZE <>

    /DAN <>

    /DEU <>

    /ESP <>

    /ETI <>

    /FRA <>

    /GRE <>



    /HRV (Za stvaranje Adobe PDF dokumenata najpogodnijih za visokokvalitetni ispis prije tiskanja koristite ove postavke.  Stvoreni PDF dokumenti mogu se otvoriti Acrobat i Adobe Reader 5.0 i kasnijim verzijama.)

    /HUN <>

    /ITA <>

    /JPN <FEFF9ad854c18cea306a30d730ea30d730ec30b951fa529b7528002000410064006f0062006500200050004400460020658766f8306e4f5c6210306b4f7f75283057307e305930023053306e8a2d5b9a30674f5c62103055308c305f0020005000440046002030d530a130a430eb306f3001004100630072006f0062006100740020304a30883073002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee5964d3067958b304f30533068304c3067304d307e305930023053306e8a2d5b9a306b306f30d530a930f330c8306e57cb30818fbc307f304c5fc59808306730593002>

    /KOR <FEFFc7740020c124c815c7440020c0acc6a9d558c5ec0020ace0d488c9c80020c2dcd5d80020c778c1c4c5d00020ac00c7a50020c801d569d55c002000410064006f0062006500200050004400460020bb38c11cb97c0020c791c131d569b2c8b2e4002e0020c774b807ac8c0020c791c131b41c00200050004400460020bb38c11cb2940020004100630072006f0062006100740020bc0f002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e00300020c774c0c1c5d0c11c0020c5f40020c2180020c788c2b5b2c8b2e4002e>

    /LTH <>

    /LVI <>

    /NLD (Gebruik deze instellingen om Adobe PDF-documenten te maken die zijn geoptimaliseerd voor prepress-afdrukken van hoge kwaliteit. De gemaakte PDF-documenten kunnen worden geopend met Acrobat en Adobe Reader 5.0 en hoger.)

    /NOR <>

    /POL <>

    /PTB <>

    /RUM <>

    /RUS <>

    /SKY <>

    /SLV <>

    /SUO <>

    /SVE <>

    /TUR <>

    /UKR <>

    /ENU (Use these settings to create Adobe PDF documents best suited for high-quality prepress printing.  Created PDF documents can be opened with Acrobat and Adobe Reader 5.0 and later.)

  >>

  /Namespace [

    (Adobe)

    (Common)

    (1.0)

  ]

  /OtherNamespaces [

    <<

      /AsReaderSpreads false

      /CropImagesToFrames true

      /ErrorControl /WarnAndContinue

      /FlattenerIgnoreSpreadOverrides false

      /IncludeGuidesGrids false

      /IncludeNonPrinting false

      /IncludeSlug false

      /Namespace [

        (Adobe)

        (InDesign)

        (4.0)

      ]

      /OmitPlacedBitmaps false

      /OmitPlacedEPS false

      /OmitPlacedPDF false

      /SimulateOverprint /Legacy

    >>

    <<

      /AddBleedMarks false

      /AddColorBars false

      /AddCropMarks false

      /AddPageInfo false

      /AddRegMarks false

      /ConvertColors /ConvertToCMYK

      /DestinationProfileName ()

      /DestinationProfileSelector /DocumentCMYK

      /Downsample16BitImages true

      /FlattenerPreset <<

        /PresetSelector /MediumResolution

      >>

      /FormElements false

      /GenerateStructure false

      /IncludeBookmarks false

      /IncludeHyperlinks false

      /IncludeInteractive false

      /IncludeLayers false

      /IncludeProfiles false

      /MultimediaHandling /UseObjectSettings

      /Namespace [

        (Adobe)

        (CreativeSuite)

        (2.0)

      ]

      /PDFXOutputIntentProfileSelector /DocumentCMYK

      /PreserveEditing true

      /UntaggedCMYKHandling /LeaveUntagged

      /UntaggedRGBHandling /UseDocumentProfile

      /UseDocumentBleed false

    >>

  ]

>> setdistillerparams

<<

  /HWResolution [2400 2400]

  /PageSize [612.000 792.000]

>> setpagedevice



